
die Bekämpfung der Kriminalität und bei der Beseiti­
gung ihrer Ursachen und Bedingungen gibt usw. Die 
nachstehenden Berichte aus einigen Bezirken sollen 
keine Gesamteinschätzung sein; sie wollen lediglich 
einen Ausschnitt aus der Diskussion vermitteln. Um 
Wiederholungen und Überschneidungen zu vermeiden, 
konnten auch nicht immer die die Diskussion bestimmen­
den Probleme in den Mittelpunkt gestellt werden, und 
es war auch unmöglich, hier die Fülle der instruktiven 
Beispiele wiederzugeben, die von der Entwicklung der 
Rechtspflegeorgane, insbesondere seit dem Staatsrats­
beschluß vom 24. Mai 1962, Zeugnis ablegen.
Das Niveau der Beratungen in den einzelnen Bezirken 
war unterschiedlich. Nicht überall gelang es, die Ver­
bindung zwischen den Grundsätzen des Staatsrats­
erlasses und der Einschätzung der eigenen Arbeit her­
zustellen. Während in den meisten Bezirken lebhaft 
über die künftige Arbeit diskutiert wurde und es auch 
bereits inhaltlich gut durchdachte Vorschläge zur Aus­
gestaltung des Entwurfs gab, fehlte es häufig an einer 
gründlichen, selbstkritischen Analyse der Ursachen von 
Fehlern in der eigenen Arbeit. Das aber ist unbedingte 
Voraussetzung, um die komplizierten Probleme des so­
zialistischen Aufbaus zu meistern und die Arbeit aller 
Rechtspflegeorgane entsprechend den neuen Bedingun­
gen weiter zu vervollkommnen. Die kommenden Aus­
sprachen mit der Bevölkerung müssen deshalb dazu 
genutzt werden, an Hand von Beispielen \ offen dar­
zulegen, was uns noch hemmt, und dadurch die Wah­
rung der sozialistischen Gesetzlichkeit und den Kampf 
gegen Rechtsverletzungen zur Sache aller Werktätigen 
zu machen.
Berlin
Das Hauptproblem der Tagung der Berliner Richter 
war die gesellschaftliche Erziehung der Rechtsverletzer 
durch ihre Arbeitskollektive und durch die Mitbürger 
in den Wohngebieten. Die Diskussion zeigte, daß über­
all dort, wo die Richter mit den gesellschaftlichen 
Kräften eng Zusammenarbeiten und es verstehen, die 
Erziehung der Rechtsverletzer mit den Aufgaben der 
Betriebskollektive oder Hausgemeinschaften zu verbin­
den, der einzig richtige Weg beschritten wird, um ein­
mal Gestrauchelte zu tüchtigen Bürgern zu erziehen.
So berichteten beispielsweise Richter des Stadtbezirks­
gerichts Mitte, daß durch die Auswertung einer großen 
Anzahl von Strafverfahren und Mietstreitigkedten in 
den Hausgemeinschaften gute erzieherische Ergebnisse 
erreicht wurden: es entwickelten sich Verantwortungs­
bewußtsein und gegenseitige Hilfe der Mieter. Die Aus­
wertung von Verfahren wegen Unterschlagung von 
Mieteinnahmen führte auch zu Veränderungen in der 
Rechnungslegung und Kontrolle sowie zur Wahl einer 
Revisionskommission und damit zu einem stärkeren 
Schutz der materiellen Werte durch die Gesellschaft. 
Diese Beispiele beweisen, daß die gesellschaftlichen 
Kräfte im Wohngebiet durchaus in der Lage sind, ver­
antwortungsbewußt erzieherische Aufgaben zu lösen. 
Damit wird der Boden für die künftigen Schiedskom­
missionen in den Wirkungsbereichen der Nationalen 
Front vorbereitet.
Im Stadtbezirk Weißensee arbeiten einige Schieds- 
männer seit geraumer Zeit mit Beisitzern. Diese 
Schiedskollektive haben es verstanden, gestützt auf die 
fortgeschrittensten Kräfte im Wirkungsbereich, die Ur­
sachen von Beleidigungen und mietrechtlichen Streitig­
keiten aufzudecken. Auch sie beweisen die Richtigkeit 
des Vorschlags, Schiedskommissionen zu bilden und 
ihnen die gleichen Aufgaben wie den Konfliktkommis­
sionen zu übertragen.
In der Diskussion wurde deutlich, daß die Arbeit mit 
den zu Strafen ohne Freiheitsentzug verurteilten und 
den vorzeitig aus der Haft entlassenen Bürgern sowohl

vom Gericht als auch vom Betrieb noch oft dem Selbst­
lauf überlassen wird. Noch nicht immer fühlen sich 
die Kollektive für die Erziehung ihrer straffällig ge­
wordenen Mitglieder verantwortlich.
Untersuchungen im Stadtbezirk Lichtenberg ergaben, 
daß einerseits selbst bei geringfügigen Straftaten frist­
lose Entlassungen ausgesprochen und andererseits auf 
Antrag der Beschuldigten Aufhebungsverträge verein­
bart werden, weil die Straftat im Betrieb nicht be­
kannt ist. Deshalb ist es notwendig, die gesellschaft­
lichen Kräfte des Betriebes bereits bei der Einleitung 
des Ermittlungsverfahrens zu mobilisieren, um recht­
zeitig ein klares Bild über die. Persönlichkeit des Be­
schuldigten zu gewinnen und zugleich die erzieherische 
Einflußnahme des Kollektivs im Sinne der Bewährung 
des Rechtsverletzers am Arbeitsplatz zu sichern. Ebenso 
wichtig ist es, die Wiedereingliederung vorzeitig aus 
der Haft Entlassener in das Kollektiv gut vorzu­
bereiten.
In diesem Zusammenhang wurde vorgeschlagen, so­
wohl in den Fällen der Bewährung am Arbeitsplatz 
als auch bei der bedingten Verurteilung die Verkür­
zung der festgelegten Bewährungszeit auf Vorschlag 
des Erziehungskollektivs gesetzlich zu regeln.
In der Diskussion über die Erhöhung der gesellschaft­
lichen Wirksamkeit von Strafverfahren tauchte auch 
das Problem der Auswertung noch nicht rechtskräftiger 
Entscheidungen auf. In einigen wenigen Fällen kam 
es nach der Auswertung eines Verfahrens im Betrieb 
oder auch in der Kreispresse zur Aufhebung bzw. Ab­
änderung des Urteils durch das Rechtsmittelgericht. 
Dadurch wurden sowohl die Autorität des Kreisgerichts 
und das Vertrauen der Bürger zur Justiz beeinträchtigt 
als auch die Rechte des Angeklagten verletzt. Die Aus­
wertung von Verfahren muß deshalb mit der nötigen 
Umsicht vorgenommen werden. Sie muß das Kollektiv 
mobilisieren, selbst die Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen von Straftaten aufzudecken und zu be­
seitigen und Ordnung und Sicherheit zu gewährleisten.

*
Die Berliner Staatsanwälte befaßten sich vor allem mit 
der Frage, wie die Gesetzlichkeit im Ermittlungs­
verfahren noch besser gewährleistet werden kann, 
damit kein Bürger ungesetzlich und unbegründet be­
schuldigt oder Einschränkungen seiner Rechte unter­
worfen wird.
Die Qualität der Untersuchungen läßt häufig noch zu 
wünschen übrig. Das gilt für die Feststellungen zur 
Person des Rechtsverletzers, für den exakten Nachweis 
der Schuld und für die Untersuchung der konkreten 
Ursachen der Straftat. Die Verantwortung für diese 
Mängel darf jedoch nicht auf die Untersuchungsorgane 
abgewälzt werden. In erster Linie ist zu prüfen, wie 
die Aufsicht über die Ermittlungstätigkeit bei strikter 
Wahrung der Eigenverantwortlichkeit der Unter­
suchungsorgane verbessert werden kann.
Der Staatsanwalt muß zukünftig von jedem Ermitt­
lungsverfahren Kenntnis haben und von der Einleitung 
an die Aufsicht über die Gesetzlichkeit der Tätigkeit 
der Untersuchungsorgane ausüben. Er muß die Arbeit 
der Untersuchungsorgane kritisch betrachten und Ver­
fahren, die nicht exakt ermittelt sind, mit klaren Wei­
sungen zur Nachermittlung zurückgeben. Das setzt 
voraus, daß die Staatsanwälte ihre eigene Qualifika­
tion erhöhen, wie es auch auf der 25. Sitzung des 
Staatsrates gefordert wurde. Nicht selten fehlt den 
Staatsanwälten die Kenntnis der Grundfragen der 
Kriminalistik, die für eine qualifizierte Anleitung der 
Untersuchungsorgane notwendig ist.
Die Staatsanwälte haben auch zu gewährleisten, daß 
die Werktätigen zur Aufdeckung und Aufklärung von 
Straftaten, ihrer Ursachen und begünstigenden Bedin-
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